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Vortrag/Diskussion
Thema:Demokratisierung von Technik
ohne Wirtschaftsdemokratie? Die Vor-
tragenden skizzieren die Möglichkeiten
 einer sozialen Gestaltung der Digitalisie-
rung zwischen Wirtschaftsdemokratie
und „mitbestimmtem Algorithmus“ und
stellen sie zur Diskussion.
Wann: dienstag, 29. juni 2021, 18 Uhr
bis 19.30 Uhr, Online-Veranstaltung. Re-
ferenten: Welf Schröter (Forum Soziale
Technikgestaltung und Zeitschrift
 „Latenz“) und Philipp Frey (Institut für
Technikfolgenabschätzung und System-
analyse; Zentrum Emanzipatorische
Technikforschung); Moderation: Alexan-
der Schlager (Rosa Luxemburg-Stiftung
Baden-Württemberg). 
Anmeldung: bis 27. Juni 2021 unter 
bildung.s@verdi.de oder postalisch an
ver.di-Bezirk Stuttgart, Bildung, Willi-
Bleicher-Str. 20, 70174 Stuttgart. Ohne
Gebühr.

Social Media
Praxis-Workshop: Mehr Reichweite auf
Instagram. Professionelle Tipps und
Tricks für die Öffentlichkeitsarbeit.
Wann: montag,5. juli, 18 bis 20uhr;
Online-Veranstaltung
Referenten: Studio Aufbruch
Anmeldung: Bis 1. Juli 2021. unter bil-
dung.s@verdi.de. Auch für Gewerk-
schaften ist dieses Medium nicht mehr
wegzudenken.
Du übst die grundsätzliche Funktions-
weise, Tricks und Kniffe und wie du die
Reichweite deines Kanals boosten
kannst. Angefangen bei der Wahl von
Hashtags über Storytelling mit Instag-
ram-Storys, App-Tipps bis hin zur Inter-
aktion mit den Followern. Was du für
den Workshop brauchst? Ein Smartpho-
ne und einen Instagram-Account. Es gibt
auch die Möglichkeit, auf einem kleinen,
privat gestellten Account zu üben. 

Seminare
Infos zu den Seminaren von ver.di GPB
auf der Homepage des Landesbezirks:
bawue.verdi.de/service/bildung

Bildungszeitgesetz
Das Bildungszeitgesetz Baden-Württem-
berg ändert sich zum 1. Juli 2021: Am 3.
Februar 2021 hat der Landtag Baden-
Württemberg eine Gesetzesänderung
des Bildungszeitgesetzes Baden-Würt-
temberg beschlossen. Das Wichtigste: 

Der Freistellungsantrag muss ab die-
sem Zeitpunkt beim Arbeitgeber bereits
9 Wochen statt 8 Wochen im Voraus ein-
gereicht werden. 

Es wird eine Schiedsstelle (bestehend
aus beiden Sozialpartnern und einem
Vorsitz vom Regierungspräsidium) ein-
gerichtet, die von Beschäftigten sowie
Arbeitgebern angerufen werden kann,
wenn Uneinigkeit über ein Bildungsan-
gebot besteht. 

Der Arbeitgeber muss spätestens 4
Wochen nach Eingang des Freistellungs-
antrags über den Antrag entscheiden. 

Die Einreichung der Teilnahmebestä-
tigung muss künftig spätestens 8 Wo-
chen nach dem Seminar erfolgen, an-
sonsten kann die Freistellung aberkannt
werden.

Bei der Zählung der Beschäftigtenan-
zahl im Betrieb werden Teilzeitbeschäf-
tigte nur anteilig berechnet. 

Es wird verpflichtende Standardfor-
mulare vom Land geben.

Schon im Herbst dieses Jahres soll alles
fertig sein. Im Gewerbegebiet Häslach
im Stadtteil Darmsheim nahe Sindelfin-
gen wird ein weiteres neues Amazon-
Verteilzentrum entstehen. Der Versand-
handel blüht, auch verstärkt durch die
Corona-Krise. Zu Spitzenzeiten sollen
am Standort, einem ehemaligen Schot-
terwerk, 200 neue Jobs entstehen. Dazu

sollen noch mehrere hundert Stellen für
den Lieferservice kommen. Geplant nach
dem Geschäftsmodell „Flex-Partnerin-
nen und -Partner“. Diese Partner können
dann entweder als selbstständige Un-
ternehmer*innen oder als sogenannte
unabhängige Auftragnehmende die
Amazon-Pakete in der ganzen Region
ausliefern, auf  eigenes Risiko. Die mo-
derne Form der Tagelöhner-Ausbeutung.
Der Sindelfinger Oberbürgermeister

Bernhard Vöhringer, CDU, begrüßt die
Ansiedlung von Amazon als einen „glo-
bal player“, weil so die einseitige Abhän-
gigkeit in der Region von Automobil- und
Zulieferindustrie verringert werden kön-
ne. Er spricht von einem Leuchtturm für
die  Region.

Kein Schutz für die
Innenstädte
Ob sich diese Vision erfüllen wird, ist
fraglich. So vermeidet es Amazon welt-
weit, Steuern zu zahlen. Die Kommunen
zahlen für die Infrastruktur der Ansied-
lung, und gleichzeitig sterben die Innen-
städte aus, da der regionale Einzelhandel
der übermächtigen Konkurrenz von
Amazon nicht gewachsen ist und pleite
geht. 

Auf diese Zusammenhänge hat Sidar
Carman, ver.di-Gewerkschaftssekretärin
für den Bereich Handel, bei der diesjäh-
rigen 1.Mai-Kundgebung in Sindelfingen
aufmerksam gemacht. Ihr ging es auch
um die Situation der Beschäftigten: „Wir
brauchen keinen global player, der  seine
Dumpinglöhne von den Kommunen sub-

ventionieren lässt. Die Löhne sind so nied-
rig, dass viele Beschäftigte zusätzlich auf-
stocken müssen.” Sie bräuchten keinen
„Leuchtturm“, der ausufernd mit befris-
teten Arbeitsverträgen agiere und der
ihre Angst darüber, was morgen passiert,
billigend in Kauf nehme. Ihre Rede, in
der sie die aktuellen Forderungen an
Amazon formulierte, wurde mit einer
Aktion von Mitgliedern des verdi-Orts-
vereins Landkreis Böblingen begleitet.
ver.di fordert Respekt und Tariflöhne,
Überwachung am Arbeitsplatz wird ab-
gelehnt, und die Gesundheit der Beschäf-
tigten muss vor Profit stehen.

Nicht alles ist sozial
Am Ende ihrer Rede stellte Sidar Carman
fest: „Wir erteilen dem neoliberalen Cre-
do „Alles, was Arbeit schafft, ist sozial“
eine klare Absage: Arbeit um jeden Preis?
Nicht mit uns! Wir kämpfen für gute
 Arbeit und dauerhafte, existenzsichern-
de Löhne.“ Auch die zukünftigen Be-
schäftigten bei Amazon im Landkreis
Böblingen können mit der Unterstützung
des ver.di-Ortsvereins rechnen.

Amazon nicht um jeden Preis
versandhandel – ver.di wehrt sich gegen die Ansiedlung des Steuervermeiders

Von Carola Grodszinski

Der Ortsverein Landkreis Böblingen in vollem Schwunge am 1. Mai
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Das Sicherheitsunternehmen Securitas
Aviation kommt aus den negativen
Schlagzeilen nicht heraus. Erst vor Kur-
zem musste der Arbeitgeber am Flug -
hafen Köln/Bonn zur Einhaltung der Ta-
rifverträge aufgefordert werden. Nun
musste der Betriebsrat der Securitas Avia-
tion am Flughafen Stuttgart seine Mit-
bestimmungsrechte im Wege  einer einst-
weiligen Verfügung am Arbeitsgericht
durchsetzen. 
Das Sicherheitsunternehmen hatte  die
Beschäftigten am Flughafen Stuttgart
per Formular aufgefordert, Angaben zu
Nebenbeschäftigungen zu machen. Der
Manteltarifvertrag mit ver.di regelt, dass
jede Nebentätigkeit dem Arbeitgeber
schriftlich angezeigt werden muss.

Wenn der Arbeitgeber weitere Informa-
tionen einholen will, schreibt das Gesetz
die Einigung mit dem Betriebsrat vor. Der
Arbeitgeber hat nun allen Mitarbeitern
eine Frist zur Rückgabe des Fragebogens
zu Nebentätigkeiten gesetzt.

Zehntausend Euro
Strafe
Dagegen erwirkte der Betriebsrat erfolg-
reich eine einstweilige Verfügung beim
Arbeitsgericht Stuttgart. Gegen ein Ord-
nungsgeld von 10.000 Euro wurde dem
Arbeitgeber untersagt, die Mitarbeiter-
befragung fortzusetzen. Der Stuttgarter
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Ar-
beitsrecht Uwe Melzer, der den Betriebs-

rat beim Arbeitsgericht Stuttgart vertre-
ten hat, spricht von einem großen Erfolg.
Dem Arbeitgeber wurde untersagt, In-
formationen zu Nebenbeschäftigungen
von den Arbeitnehmern einzufordern,
deren Abfrage gegen das Betriebsver-
fassungsgesetz verstößt. ver.di begleitet
und berät das Betriebsratsgremium seit
langer Zeit und ist über das Vorgehen

des Arbeitgebers immer wieder über-
rascht. „Die Einhaltung der Tarifverträge
und des Betriebsverfassungsgesetzes
sind auch für Securitas Aviation verpflich-
tend“, bewertet Steve Schröder, zustän-
diger Gewerkschaftssekretär bei ver.di
Stuttgart, die erneute gerichtliche Ent-
scheidung, die zugunsten des Betriebs-
ratsgremiums ausfiel.

securitas aviation – Betriebsrat setzt
seine Beteiligungsrechte vor Gericht durch

Bereits im Januar hatte der Chef der Lan-
desbank Baden-Württemberg (lbbw),
Rainer Neske, angekündigt, dass das
Kredit institut und seine Tochter, die Ba-
den-Württembergische Bank (bw) in den
nächsten Jahren 700 Stellen abbauen
werde. Die Belegschaft der mit 10.000
Beschäftigten größten Landesbank zeig-
te sich zu diesem Zeitpunkt noch recht
gefasst – Stellenabbau stand schließlich
schon seit Jahren auf der Agenda der
lbbw und vieler weiterer Banken. Ende
April folgte nun aber die böse Überra-
schung: Die bw-Bank schließt 41 ihrer
100 Filialen oder baut sie zu Selbstbe -
dienungs-Standorten um. 

Straffung des Filialnetzes nennt das die
Presseabteilung der Bank. Konkret be-
deutet dies, dass sich die bw-Bank in Zu-
kunft hauptsächlich um die Stuttgarter
Kundinnen und Kunden persönlich in
den Filialen kümmern wird, während
sich die Kund*innen im Rest des Landes
vermehrt mit Geldautomaten und On-
line-Banking abfinden müssen. 

„Die Größenordnung der Schließungen
hat uns völlig überrascht“, sagt ver.di-
Gewerkschaftssekretär Christian Miska.
Filialschließungen sind schon für Kunden
oft unangenehm – für Beschäftigte sind
sie jedoch ein herber Schlag. „Viele
Dienstleistungen lassen sich digitalisie-

ren“, sagt der Stuttgarter Gewerkschafts-
sekretär. „Bei den Arbeitsplätzen selbst
sieht das aber anders aus. Gerade Be-
schäftigte im Bereich Kasse und Service
sowie Teilzeitbeschäftigte werden von
Schließungen oft besonders hart getrof-
fen“, sagt er. Aber selbst wenn eine Bank
auf Kündigungen verzichtet – wie es die
lbbw in der Vergangenheit getan hat –
kann eine Versetzung in eine andere Fi-
liale für Mitarbeitende faktisch das Kar-
riereende bedeuten. 

Nicht immer lässt sich ein längerer Weg
zur Arbeit noch mit der Betreuung von
Kindern oder älteren Angehörigen ver-
einbaren. ver.di appelliert daher an die

soziale Verantwortung der Bank: „Die
Beschäftigten haben auch während der
Pandemie die Filialen offen gehalten und
Menschen und Wirtschaft zuverlässig
mit Geld versorgt. Fingerspitzengefühl
bei Personalfragen muss daher oberstes
Gebot sein. Wir wollen Planungssicher-
heit für die Beschäftigten und erwarten
daher einen klaren Ausschluss betriebs-
bedingter Kündigungen“, so Miska. 

Aktuell führt die Bank Gespräche mit
dem Personalrat und hat selbst schon ei-
nen „sozialverträglichen Abbau“ ankün-
digt. Die Gewerkschaft und die ver.di-
Mitglieder im Personalrat werden ihr
Möglichstes tun, dass es auch so kommt.

Kahlschlag im Konzern
landesbank baden-württemberg – bw-Bank schließt fast die Hälfte ihrer Filialen
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Einstweilig verfügt

Mit oder ohne Jacke – die Gesetze gelten auch für Securitas Aviation
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